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traité, étant donné qu’en aucun cas cette procédure n’est définitive. De plus, en 
tout état de cause, ces actes seront publiés, la procédure d’arbitrage étant publi­
que. Le Ministère des Affaires Etrangères a quand même pensé laisser à la Com­
mission de conciliation la possibilité d’ordonner la publication, dans le cas -  bien 
que difficile à prévoir -  où elle serait opportune, et n’a pas voulu non plus subor­
donner cette faculté à l’unanimité de ses membres.

4. Enfin, le Gouvernement belge a trouvé que l’art. 17 de notre traité avec l’Ita­
lie4 constitue une suggestion très utile pour le juge en vue d’assurer une solution 
équitable dans le cas où une compensation devrait être cherchée sur d’autres ter­
rains que celui de la discussion.

Je vous serais obligé de me faire connaître vos observations au sujet de ce pro­
jet, avec vos propositions en vue de modifications éventuelles5.

4. Art. 17 lautet: Si la Cour Permanente de Justice Internationale établissait qu’une décision d’une 
instance judiciaire ou de toute autre autorité relevant de l’une des Parties contractantes se trouve 
entièrement ou partiellement en opposition avec le droit des gens, et si le droit constitutionnel de 
cette Partie ne permettait pas ou ne permettait qu’imparfaitement d’effacer par voie administra­
tive les conséquences de la décision dont il s’agit, il serait accordé à la Partie lésée une satisfaction 
équitable d’un autre ordre (Recueil officiel, 1925, nouvelle série 41, S. 188).
5. Das Politische Departement antwortete dem schweizerischen Gesandten in Brüssel am  
5 .3 .1926: [ ...]  Quant aux principes, le projet belge nous paraît acceptable, même en ce qui con­
cerne la procédure de conciliation facultative pour les litiges d’ordre juridique. En revanche, la ré­
daction de ce projet appelle, sur de nombreux points, des observations de notre part. Nous procé­
derons, en concéquence, à l’établissement d’un texte révisé, que nous vous ferons parvenir aus­
sitôt qu’il aura été approuvé par le Conseil fédéral (E 2001 (C) 7/2). Vgl. N r.178.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 23. Februar 1926

311. Handelsvertragsverhandlungen mit Deutschland

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 13. Februar 1926

Wie bekannt, hat sich anfangs Januar die schweizerische Delegation für die 
Handelsvertragsunterhandlungen nach Berlin begeben, um mit einer deutschen 
Delegation in Besprechungen über den Abschluss eines neuen Handelsvertrages 
zwischen der Schweiz und Deutschland einzutreten. Herr Prof. Laur, der gleich­
falls Mitglied der schweizerischen Delegation ist, war aus beruflichen Gründen 
verhindert, an den Berliner Verhandlungen teilzunehmen. Diese Unterhandlungen 
sind bereits im vorläufigen Zollabkommen zwischen der Schweiz und Deutsch­
land vom 6. November 1925 vorgesehen; sie sollten eigentlich im Monat Dezem­
ber des letzten Jahres stattfinden, mussten jedoch auf Wunsch der deutschen Re­
gierung verschoben werden, da der Stand der Vorarbeiten auf deutscher Seite eine 
Aufnahme der Besprechungen vor dem 12. Januar nicht zuliess.
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Die erste Verhandlungsetappe hat, wie vorgesehen, nach dreiwöchentlicher 
Dauer ihren Abschluss gefunden, und unsere Unterhändler sind am 30. Januar in 
die Schweiz zurückgekehrt. Das Volkswirtschaftsdepartement erstattet folgenden 
Bericht über den Verlauf und die bisherigen Ergebnisse dieser Verhandlungen :

Angesichts der Tatsache, dass deutscherseits über 200 Begehren zum schwei­
zerischen Zolltarif und auf schweizerischer Seite über 150 Begehren zum deut­
schen Zolltarif angemeldet waren, konnte es sich vorerst nur um eine gegenseitige 
Fühlungnahme und ein Durchgehen der beiden Wunschlisten handeln, wobei 
immerhin auf beiden Seiten schon eine ganze Anzahl von Begehren ihre Erledi­
gung fanden, sei es durch Verzicht, sei es durch Zugeständnisse. Wenn trotzdem 
die Arbeiten nicht immer mit der wünschenswerten Raschheit vorwärts gebracht 
werden konnten, so lag der Hauptgrund wohl in der Zusammensetzung der deut­
schen Delegation, die ausser den eigentlichen, den verschiedenen Reichsministe­
rien angehörenden Unterhändlern auch noch Vertreter der am Vertrage besonders 
interessierten Länder aufwies. Die Konsultierung dieser Delegierten und deren 
Rückfragen bei ihren Regierungen hemmten naturgemäss den Gang der internen 
Besprechungen der deutschen Delegation, was wiederum gewisse Rückwirkungen 
auf das Fortschreiten der Plenarverhandlungen zur Folge hatte. Es darf jedoch 
betont werden, dass der Vorsitzende der deutschen Delegation stets bestrebt war, 
unliebsame Verzögerungen nach Möglichkeit zu vermeiden.

So ist es immerhin gelungen, die erste Lesung der beiden Begehrenlisten zu 
Ende zu führen, d. h. die Delegationen hatten Gelegenheit, zu den zwei Wunschli­
sten ihre Erklärungen und, soweit erforderlich, auch ihre Entgegnungen anzubrin­
gen. Bereits in der ersten Sitzung wurde vereinbart, dass grundsätzlich kein Teil 
die bereits im Provisorium gemachten Zugeständnisse zurückziehen werde, wobei 
immerhin schweizerischerseits hinsichtlich der deutschen Begehren für Linoleum 
infolge besonderer Verhältnisse ein Vorbehalt gemacht werden musste.

Zu den

1.) schweizerischen Begehren betreffend Herabsetzung deutscher Zollsätze

ist folgendes zu bemerken:
Die angemeldeten Begehren betrafen insgesamt 165 Positionen des deutschen 

Zolltarifs, wobei zu 60 Positionen der Antrag auf Bindung des heutigen Zollan­
satzes ging, während für die übrigen eine Herabsetzung verlangt wurde. In bezug 
auf 49 Positionen des deutschen Zolltarifs sind die Begehren durch Bindung, sei 
es der autonomen, sei es der bereits dritten Staaten vertraglich gewährten Ansät­
ze, erledigt worden. Dies betrifft insbesondere die grosse Gruppe Maschinen, wo 
Deutschland sich bereit erklärt hat, seine gegenwärtig geltenden, verhältnismässig 
niedrigen Zölle während der Dauer des Vertrages nicht zu erhöhen. Mit Ermässi- 
gungen der Zollsätze ihres Tarifes war die deutsche Delegation vorerst noch 
zurückhaltend. Sie hat deren bis jetzt 45 gewährt, wobei die besondern Verhält­
nisse bei den Seidengeweben nicht berücksichtigt sind. Solche Reduktionen pfle­
gen naturgemäss in der ersten Lesung nur in beschränktem Masse zu erfolgen, so 
dass in dieser Richtung noch weiteres Entgegenkommen erwartet werden kann.
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Schliesslich hat die schweizerische Delegation auf 13 ihrer Begehren verzichtet, 
sei es, dass sie unwichtig schienen, sei es, dass ein Entgegenkommen deutscher­
seits von vornherein ausgeschlossen war.
L J 1

Diese Übersicht zeigt ohne weiteres, dass die Hauptschwierigkeiten auf dem 
Gebiete der Textilien liegen. Es dürfte möglich sein, noch gewisse nicht un­
beträchtliche Zugeständnisse für Seide und Baumwolle zu erhalten, wenn und 
soweit die Schweiz den deutschen Wünschen nach Herabsetzung ihrer Ge­
brauchsansätze entspricht. Diese Frage führt auf das Gebiet der

2.) deutschen Begehrenliste zum schweizerischen Zolltarif.

Den Instruktionen des Bundesrates entsprechend hat die schweizerische Dele­
gation, abgesehen von einigen Ausnahmen, den deutschen Begehren auf Bindung 
unserer heutigen Gebrauchsansätze entsprochen. Dies geschah selbstverständlich 
mit dem ausdrücklichen und mehrfach wiederholten Vorbehalt, dass diese Bin­
dungen nur bei genügenden Reduktionen auf dem deutschen Zolltarif aufrechter­
halten werden könnten. Diese Bindungen wurden insbesondere dort sofort in 
Aussicht gestellt, wo die schweizerischen Zölle höher sind als die deutschen, oder 
eine Erhöhung im provisorischen Generaltarif nicht vorgesehen ist, oder die deut­
sche Einfuhr schon jetzt gegenüber 1913 stark zurückgegangen ist, oder wo end­
lich Deutschland wesentliche Herabsetzungsbegehren gestellt hatte. Aus allen 
grossen Gebieten wurde nach Möglichkeit auch noch eine Reserve geschaffen 
durch vorläufige Ablehnung der Bindung. Die deutschen Herabsetzungsbegehren 
wurden vorerst abgelehnt, mit Ausnahme der wenigen Zugeständnisse, die bereits 
im vorläufigen Zollabkommen vom 6. November 1925 gemacht worden waren.

Die deutsche Begehrenliste betrifft 207 Positionen des schweizerischen Ge­
brauchstarifs, wovon 96 Begehren auf eine Herabsetzung des heutigen Zollansat­
zes gingen, während für die übrigen die Bindung gefordert wurde. In den Berliner 
Verhandlungen ist unter dem bereits erwähnten Vorbehalt für 72 Begehren dem 
Wunsche nach Bindung entsprochen worden. Auf 27 Begehren hat die deutsche 
Delegation Verzicht geleistet, so dass insgesamt rund 100 Begehren als erledigt 
betrachtet werden können. / . . .]2

3.) S tickereiveredlungsverkehr.

Diese Frage kann wohl als die heikelste des ganzen Vertrages betrachtet wer­
den. Sie ist bis auf einige grundsätzliche Erklärungen, die von beiden Delegatio­
nen in der Schlussitzung abgegeben wurden, noch Vorbehalten, da in erster Linie

1. E s fo lg t  eine Übersicht der Verhandlungsergebnisse a u f  den Gebieten der Textilien, P apierw a­
ren, M etallw aren, Uhren sowie landwirtschaftlichen E rzeugnisse, wobei sich d ie  Verhandlungen 
hier infolge der A bw esenheit von P ro f.L au r a u f  eine Stellungnahm e der deutschen D elegation  be­
schränkten.
2. Es fo lg t eine L is te  der schw eizerischerseits gew ährten Bindungen.
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der Bericht über die in München stattgefundene Konferenz der St.Galler- und 
Plauener-Interessenten abgewartet werden muss. Bekanntlich weigert sich 
Deutschland, den Veredlungsverkehr überhaupt, namentlich aber den Stickerei­
veredlungsverkehr, weiterhin in den Vertrag aufzunehmen, während die Schweiz 
aus begreiflichen Gründen unbedingt an der vertraglichen Regelung des Vered­
lungsverkehrs festhalten muss. Unter der Voraussetzung, dass der Veredlungsver­
kehr nicht in den Vertrag aufgenommen wird, hat die deutsche Delegation einzel­
ne Zollsätze für Stickereien vorgeschlagen, worauf jedoch die schweizerische 
Delegation erwiderte, dass eine Diskussion dieser Ansätze unter der genannten 
Voraussetzung nicht in Frage kommen könne. Von einer beide Teile befriedigen­
den Lösung dieser Angelegenheit wird jedenfalls zum grössten Teil das Zustande­
kommen dieses Vertrages abhängen.

4)  Allgemeiner Teil.

Wie bereits in den Instruktionen des Bundesrates vom 8. Januar 19263 ange­
deutet wurde, sind der deutschen Delegation Vorschläge für die Neugestaltung 
des Textes, der in sachlicher Beziehung, abgesehen vom Veredlungsverkehr, keine 
Schwierigkeiten bereitet, überreicht worden. Es war jedoch der deutschen Delega­
tion nicht möglich, zu diesem Entwürfe bereits Stellung zu nehmen, so dass des­
sen Beratung auf eine spätere Verhandlungsperiode verschoben werden musste.

Bei einer Gesamtwürdigung der Ergebnisse dieser Berliner Verhandlungen 
kann gesagt werden, dass im allgemeinen das vorgesteckte Ziel erreicht wurde, 
nämlich eine gegenseitige Fühlungnahme und ein Ausscheiden derjenigen Begeh­
ren, die ohne weitere Schwierigkeiten bereits in der ersten Lesung erledigt werden 
konnten. Es ist vorgesehen, die Verhandlungen im Laufe des Monats März wieder 
aufzunehmen; allerdings werden sie voraussichtlich nicht in der Schweiz stattfin­
den können, da die deutsche Delegation erklärte, es sei ihr, infolge gleichzeitiger 
Verhandlungen mit ändern Staaten, nicht möglich, in der nächsten Zeit Berlin zu 
verlassen.

Das Volkswirtschaftsdepartement wird dem Bundesrate in einem späteren Zeit­
punkte Vorschläge für die weiteren Instruktionen unterbreiten4.

Von den vorstehenden Ausführungen wird in zustimmendem Sinne Kenntnis 
genommen.

3 . Vgl. Nr. 141.
4. Vgl. Nr. 176.
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